
Bekanntmachung gemäß § 17b Abs. 3 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) über die Auslegung des 

Planfeststellungsbeschlusses für den Um- und Ausbau der B 100 Halle – HES in den 

Gemarkungen Halle, Mötzlich, Diemitz in der Stadt Halle (Saale) 

I. 

Mit dem Planfeststellungsbeschluss des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt vom 19.11.2025 

(Az.:308.2.2-31027-F4.22) ist der Plan für den Um- und Ausbau der B 100 Halle – HES gemäß § 17 

Absatz 1 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) i. V. m. § 74 Absatz 1, Satz 1 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) und § 1 VwVfG LSA festgestellt worden. Vorhabenträgerin ist 

die Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Regionalbereich Süd. 

II. 

Das Vorhaben unterliegt der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist Bestandteil des 

Beschlusses.  

Es wird von der Möglichkeit der Veröffentlichung des Planfeststellungsbeschlusses gem. § 17b Abs. 3 

FStrG Gebrauch gemacht. 

Der Planfeststellungsbeschluss mit einer Rechtsbehelfsbelehrung und die planfestgestellten Unterlagen 

werden in der Zeit vom 25.11.2025 bis einschließlich 08.12.2025 auf der Internetseite des 

Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt unter der Adresse https://lsaurl.de/B100HALLE  

veröffentlicht (Veröffentlichungsfrist). 

Zudem sind die Unterlagen zusätzlich über das zentrale Internetportal (§ 20 UVPG) unter 

https://lsaurl.de/B100HALLEUVP auch über den o.g. Veröffentlichungszeitraum hinaus zugänglich. 

Mit dem Ende der Veröffentlichungsfrist gilt die Entscheidung gegenüber der Trägerin des Vorhabens, 

(Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Regionalbereich Süd), den Betroffenen und denjenigen, 

die Einwendungen erhoben oder sich geäußert haben, als zugestellt. 

Auf Verlangen eines Beteiligten stellt die Planfeststellungsbehörde eine leicht zu erreichende andere 

Zugangsmöglichkeit zur Verfügung (§ 17a Abs. 3 Satz 2 FStrG). Das Verlangen ist per E-Mail 

(Planfeststellung@lvwa.sachsen-anhalt.de) / telefonisch (0345 514 1353) / schriftlich 

(Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 308, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) 

unter Angabe der vollständigen Kontaktdaten an das Landesverwaltungsamt zu richten. Die 

Veröffentlichungsfrist verlängert sich hierdurch nicht. 

Der Planfeststellungsbeschluss mit einer Rechtsbehelfsbelehrung und die planfestgestellten Unterlagen 

werden nach Ende der Veröffentlichungsfrist bis zum Ende der Rechtsbehelfsfrist zur Information auf 

der Internetseite des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt veröffentlicht. 

III. 

Gegenstand des Vorhabens 

Gegenstand des Vorhabens ist der Um- und Ausbau der B 100 von der OD-Grenze Halle bis zum 

Anschluss an die HES (Haupterschließungsstraße) einschließlich des Mittelstreifens.  

https://lsaurl.de/B100HALLE
https://lsaurl.de/B100HALLEUVP


Das Bauvorhaben stellt den Lückenschluss zu den bereits ausgebauten Abschnitten der B 100 mit 

baulich getrennten Richtungsfahrbahnen und einheitlicher Streckencharakteristik dar. Die 

Straßenbaumaßnahme hat eine Gesamtbaulänge von ca. 1.280 m und sieht den Erhalt der 

vorhandenen zweibahnig vierstreifigen Spuraufteilung vor. Jedoch wird zwischen den 

Richtungsfahrbahnen ein Mittelstreifen errichtet. Das vorhandene Straßennetz wird vorhabenbedingt 

nicht verändert. 

Verfügender Teil des Planfeststellungsbeschlusses 

Nach §§ 17 FStrG i. V. m. § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG LSA i. V. m. den §§ 72 bis 75 VwVfG wird der Plan 

für den Um- und Ausbau der B 100 Halle – HES in den Gemarkungen Halle, Mötzlich, Diemitz; Stadt 

Halle (Saale) festgestellt. 

Der Beschluss enthält Schutzmaßnahmen, Auflagen und sonstige Regelungen zum Immissions-, Natur 

und Landschafts-, Abfall-/ Boden-, Denkmal-, Brand- und Katastrophenschutz, zur Landwirtschaft, 

Kampfmittelbeseitigung, Infrastruktur und Versorgungsleitungen Dritter sowie allgemeine 

Nebenbestimmungen zu Abstimmungs- und Beteiligungspflichten.  

Der Planfeststellungsbeschluss umfasst eine Reihe planfestgestellter Unterlagen, insbesondere Lage- 

und Höhenpläne, Querschnitte, Grunderwerbspläne, ein Grunderwerbsverzeichnis (anonymisiert) 

sowie umweltfachliche, immissionstechnische und wassertechnische Untersuchungen.  

Der Planfeststellungsbeschluss schließt ferner naturschutzrechtliche Genehmigungen ein. 

In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen, Forderungen 

und Anregungen entschieden worden. Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender 

sowie die Forderungen und Bedenken, die Behörden, Versorgungsunternehmen, Verbände und 

sonstige Stellen geäußert haben, werden zurückgewiesen, soweit ihnen nicht durch Planänderungen 

oder Vorkehrungen in dem Beschluss Rechnung getragen wurde. Die Gründe hierfür ergeben sich aus 

der Begründung des Beschlusses. 

Die in den Planunterlagen enthaltenen Grunderwerbsunterlagen enthalten aus Datenschutzgründen 

keine Angaben über Namen und Anschriften der Grundeigentümer. Betroffenen Grundeigentümern wird 

von der Planfeststellungsbehörde, dem Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, auf schriftliche 

Anfrage (Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Referat 308, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle 

(Saale) unter Angabe des vollständigen Namens sowie der vollständigen Kontaktdaten Auskunft über 

die von dem Vorhaben betroffenen eigenen Grundstücke gegeben. 

Im Verfahren ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt worden. 

IV. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Der Planfeststellungsbeschluss enthält folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage bei dem 

Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, Breiter Weg 203 - 206 in 39104 Magdeburg 

erhoben werden.  



Der Kläger muss sich, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch einen Prozessbevollmächtigten 

vertreten lassen. Welche Bevollmächtigten dafür zugelassen sind, ergibt sich aus § 67 der 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).  

Die Klage ist bei dem Gericht schriftlich zu erheben. Sie kann nach Maßgabe des § 55a VwGO auch 

als elektronisches Dokument bei Gericht eingereicht werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 

und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 

zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sind innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab 

Klageerhebung anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht 

werden, sind vom Gericht nur zuzulassen, wenn der Kläger die Verspätung genügend entschuldigt (§ 6 

S. 2 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz, § 87b Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 VwGO). Dies gilt nicht, wenn es mit 

geringem Aufwand möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung des Klägers zu ermitteln. Der 

Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des Gerichts glaubhaft zu machen. 

Die Klage ist gegen das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, vertreten durch den Präsidenten, 

Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) zu richten. 


